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1. Anlass 
 

Eine ortsansässige Firma der Marktgemeinde Ergoldsbach plant auf der Fl.Nr. 1246, Gemarkung 
Oberergoldsbach, die Errichtung einer Asphaltmischanlage. Hierbei handelt sich um eine Standortver-
lagerung einer bereits bestehenden Anlage im Landkreis Landshut. Ziel ist die Sicherung der Arbeits-
plätze der Fa. Böhm am Standort Kläham in Verbindung mit einer Produktabnahmesicherheit von 25% 
der hergestellten Ware. 
Die Genehmigung einer Asphaltmischanlage für den damaligen Betreiber, Bayerische Asphaltmisch- 
werke (BAM), wurde am 11.01.2002 zunächst unbefristet mit Az. 43-1367-2001-IMMG für das Grund- 
stück, Fl.Nr. 1246, Gemarkung Oberergoldsbach, erteilt. Eine Befristung wurde nach Aussage des 
Landratsamtes nachgeholt. Somit ist die Genehmigung inzwischen erloschen, siehe e-mail untere 
Immissionsschutzbehörde vom 04.05.2021. 
Eine Privilegierung des Vorhabens wurde in Vorabstimmungen mit dem Landratsamt Landshut aus- 
geschlossen, siehe e-mail vom 01.06.2021, untere Immissionsschutzbehörde. Somit ist im Vorfeld der 
BImSchG-Genehmigung eine Bauleitplanung erforderlich. 
 

Derzeit wird eine knapp 9.000 m² große Teilfläche der Fl.Nr. 1246 als Lagerfläche (O 641) für das nord-
östlich angrenzende Kiesaufbereitungsanlage genutzt. Die westlichen zwei Drittel werden landwirt-
schaftlich genutzt, vorwiegend als Acker (A 11) mit rund 12.600 m² und am Südrand einem Streifen 
artenarmes Extensiv-Grünland (G 211, 1.300 m²). Der Geltungsbereich umfasst das gesamte Grund-
stück Fl.Nrn. 1246, Gemarkung Oberergoldsbach. 
Die Fläche liegt im baurechtlichen Außenbereich. Der Marktgemeinderat hat in seiner Sitzung am 
23.11.2023 beschlossen einen Bebauungs- und Grünordnungsplan aufzustellen. Geplant ist ein Son-
dergebiet (§ 11 BauNVO) mit der Zweckbestimmung “Asphaltmischanlage“. Da der Bebauungs- und 
Grünordnungsplan nicht aus dem wirksamen Flächennutzungsplan, wird dieser im Parallelverfahren 
gemäß § 8 Abs. 3 BauGB mit Deckblatt Nr. 47 geändert.  
 

Die Grundzüge der Planung werden in Kapitel 5 ausgeführt. Die höchsten Bauteile sind die Asphalt-
mischanlage mit der sog. Paralleltrommel bis 37,5 m Höhe und der Kamin bis 40 m Höhe, ausgehend 
von einer Bezugshöhe von 434 müNN. Es ist von einem Flächenanteil bis zu 25 % für die technische 
Anlage auszugehen, sowie von weiteren 20 % zur Lagerung in Hallen mit max. 8 m Wandhöhe und 
max. 12 m Firsthöhe. Hinzu kommen bis zu 60.000 m³ bzw. max. 60 % der Gesamtfläche als offene 
Lagerflächen bzw. Fahr- und Behandlungsflächen. Für die Anlage sind tägliche Betriebszeiten (Montag 
bis Freitag) von 6.00 Uhr bis 18.00 Uhr geplant. Die Betriebszeit beläuft sich (im 2-Schicht-Betrieb) von 
6.00 Uhr bis 22.00 Uhr. In Ausnahmefällen kann es auch zu Arbeiten nachts (von 22.00 Uhr bis 6.00 
Uhr) kommen. Hierbei wird das vorgemischte Material auf die LKWs verladen und abgefahren. Erfah-
rungsgemäß kommt dies selten vor. 

Die Nutzung der Kreisstraße LA 9 ist ebenso wie der öffentliche Feldweg auf Fl.Nr. 1243 für den ge-

planten Schwerlastverkehr ausgelegt, da hier die Zu- und Abfahrt auch für die weiter südlich bestehen-
den Abbauflächen „Südwest“, „Tektur und Erweiterung 2006“ und „Erweiterung Südost“ erfolgt. 
 
 
2. Umgriff und Beschreibung des Planungsgebietes 
 

Das Planungsgebiet liegt ab 235 m südöstlich des 
Ortsteils Kläham des Marktes Ergoldsbach. Das 
Dorfzentrum befindet sich in 500 m Entfernung. Im 
Nahbereich in 650 m Luftlinie besteht die Auffahrt 
auf die Bundesstraße B 15n, die in ca. 1 km Fahr-
strecke über den Feldweg auf Fl.Nr. 1243 und die 
Kreisstraße LA 9 zu erreichen ist. Die Gelände-
oberfläche weist einen Höhenunterschied von 
etwa 8 m auf, zwischen 432 müNN am Ostrand 
und über 440 müNN im Westeck. Der bestehende 
Lagerplatz ist eingeebnet. Im nahen Umfeld steigt 
das Gelände weiter an. Somit ist von Osten, Sü-
den und Südwesten nahezu keine eine Einseh-
barkeit gegeben. Sichtbeziehungen auf die ge-
plante Asphaltmischanlage werden nur von eini-
gen Gebäuden am Ortsrand von Kläham und ggf. 
auch von der Bundesstraße B 15n aus sowie vom 
bestehenden Kieswerk aus möglich sein.  

Abb.: Lage des Planungsgebietes im Zentrum des Abbaustand- 
         ortes Kläham, siehe roter Kreis Luftbild Geoportal Bayern  



Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 72 Sondergebiet „Asphaltmischanlage“ Kläham 
Markt Ergoldsbach   Begründung zum Vorentwurf in der Fassung vom 23.11.2023 Seite 4 von 13 

 
 
Auf Fl.Nr. 1246, Gemarkung Oberergoldsbach, wird die Errichtung einer Asphaltmischanlage geplant. 
Der Geltungsbereich umfasst ca. 2,3 ha. An den Geltungsbereich grenzen folgende Grundstücke an, 
die Nutzungen wurden aus der Tatsächlichen Nutzung des Grunddatenbestandes von ALKIS (Geopor-
tal Bayern) entnommen:   
 
im Westen: Fl.Nr. 1247, Gemarkung Oberer-

goldsbach, unkultivierte Fläche 
 

weiter westlich grenzen folgende Fl.Nrn. an: 
   Fl.Nr. 1249, Gemarkung Oberer-

goldsbach, Landwirtschaft (Acker) 
   Fl.Nr. 1247/1, Gemarkung Oberer-

goldsbach, unkultivierte Fläche 
   Fl.Nr. 1248, Gemarkung Oberer-

goldsbach, Landwirtschaft (Acker) 
 
 

im Norden:  Fl.Nr. 1245, Gemarkung Oberer-
goldsbach, Landwirtschaft (Acker-
land) 

 
 

im Osten:  Fl.Nr. 1243, Gemarkung Oberer-
goldsbach, Straßenverkehr 

weiter östlich grenzen folgende Fl.Nrn. an: 
   Fl.Nr. 1243/1, Gemarkung Oberer-

goldsbach, Tagebau, Grube, 
Steinbruch 

   Fl.Nr. 1267, Gemarkung Oberer-
goldsbach, Tagebau, Grube, 
Steinbruch 

 
 

im Süden : Fl.Nr. 1257, Gemarkung Oberer-
goldsbach, Weg 

 

weiter südlich grenzen folgende Fl.Nrn. an:  
   Fl.Nr. 1257, Gemarkung Oberer-

goldsbach, Landwirtschaft (Acker-
land) 

   Fl.Nr. 1255, Gemarkung Oberer-
goldsbach, Wald 

 
 
 
3. Übergeordnete Planungen und vorbereitende Bauleitplanung 
 

Gemäß Landesentwicklungsprogramm (LEP) 2023 liegt der Markt Ergoldsbach im Allgemeinen länd-
lichen Raum als nahegelgenes Oberzentrum wird die Stadt Landshut ausgewiesen.  
 

Gleichwohl sind die Ziele (Z) der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB nach sich ziehen, sowie Grundsätze (G) der Raumordnung, zu berücksichtigen. Insbesondere 
ist dies das Gebot „in den Siedlungsgebieten (…) die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung 
möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht 
zur Verfügung stehen“ (LEP 3.2 Z).  
 

Ein weiterer Punkt ist das sog. Anbindegebot, welches besagt, dass „neue Siedlungsflächen (….) 
möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen (…)“ sind (LEP 3.3 Z). Trotz der 
Darstellung eines Gewerbegebietes im Flächennutzungsplan vom 05.01.1989 des Marktes Ergoldsbach 
nördlich angrenzend an die Fl.Nr. 1246, wird das „Anbindegebot“ entsprechend dem Landesentwick-
lungsprogramm (LEP) nicht erfüllt. Eine Bebauungsplanung ist nach Aussage der Regierung von Nie-
derbayern vom 19.08.2021 trotz des angrenzen dargestellten Gewerbegebietes (GE) hier ebenfalls nur 
über eine Ausnahme vom LEP möglich, siehe auch Begründung zum Flächennutzungsplan Deckblatt 
Nr. 47 im Parallelverfahren.  
 

Der Regionalplan der Region 13 Landshut weist den Markt Ergoldsbach in der Karte 1 – Raumstruktur 
– als Unterzentrum, hier Stadt- und Umlandbereich im ländlichen Raum. (Anlage zur zweiten Verord-
nung zur Änderung, verbindlich erklärt am 28.09.2007). Die Karte IV Rohstoffsicherung (Stand 
17.12.2016), zeigt rund 100 m östlich des Planungsgebietes das Vorranggebiet für Bodenschätze Kies 
und Sand KS 93. Das Vorranggebiet wird im Osten durch die Darstellung der B 15 neu begrenzt. Die 
Waldflächen im Süden sind bei der Darstellung des Vorranggebietes ausgespart. Als Folgefunktion wird 
in den Zielen und Grundsätzen B IV 2.3.1 zum KS 93 „Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Biotopent-
wicklung“ aufgelistet.  
 

Ausgangsbasis ist der gültige Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan, wirksam seit 
05.01.1989, Verfasser: Architekt H. Sternagel – Bauberatung Ingenieurbüro, Lindenweg 23, 84061 Er-
goldsbach, einschließlich Deckblatt Nr. 19 „Gewerbegebiet östlich von Kläham“. Hier wird unmittelbar 
nördlich angrenzend eine Gewerbegebiet ausgewiesen. Dieses gliedert sich in eine sog. Gewerbegebiet 
mit Einschränkung (GE m. B.) mit 0,93 ha im Norden an der Bahnlinie und 3,9 ha Gewerbeflächen (GE). 
Der Umgriff des Deckblatts Nr. 47 wird als landwirtschaftliche Nutzfläche dargestellt.   
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4. Städtebauliche Aspekte und Zielsetzung 
 

4.1 Planungsauftrag 
 

Der Markt Ergoldsbach strebt auf Antrag der ortsansässigen Firma eine Ausweisung als Sondergebiet 
„Asphaltmischanlage“ an. Vom zukünftigen Betreiber werden folgende Kenndaten (siehe Kursivdruck) 
benannt. Die Anlage ist für die Verlagerung der Anlage vom gegenwärtigen Standort im Markt Essen-
bach konzipiert. 
 

„Aus Mineralstoffen und Bitumen wird in der An-
lage Asphaltmischgut für den Straßenbau herge-
stellt. 
Über Dosiergeräte und Förderbänder gelangen 
die Mineralstoffe zur Trockentrommel, durchlau-
fen diese im Gegenstrom zur Brennerflamme und 
werden dabei getrocknet und erhitzt. 
Die Mineralstoffe werden anschließend über ei-
nen Heißelevator in den Mischturm gefördert, 
nach Korngrößen getrennt und in Vorratsbunkern 
zwischengelagert, je nach verlangtem Rezept do-
siert in den Mischer gegeben und mit Bindemittel 
versetzt.“ 

Asphaltmischanlage Standort Unterwattenbach / Essenbach 
 

„Der Mischer entleert in einen Transportkübel, der 
den Asphalt dann in ein Mischgut-Verladesilo för-
dert. Aus dem Silo wird der Asphalt auf LKW ver-
laden und zu den einzelnen Straßenbaustellen ge-
fahren. 
Die Trockentrommel und der Mischer werden ab-
gesaugt und die Abgase – Rauchgas und Wasser-
dampf – zur Entstaubungsanlage geleitet, dort ge-
reinigt und danach über einen Schornstein emit-
tiert. Der im Entstauber abgeschiedene Staub ge-
langt über Förderschnecken und Elevator in die 
Füllersilos und wird im Mischer als Eigenfülleran-
teil dem Mischgut beigefügt.“ 

  Schemaskizze – beispielhaft für den Flächenbedarf und die  
   Organisation einer Asphaltmischanlage  
  21 % bauliche Anlagen, 37 % Lagerflächen  
  (Kies, Gestein, RC-Material u. v. m.) sowie  
  42 % Erschließungsflächen (Fahrbereiche) 
 

 

„Die Anlage ist mit einer Zugabeeinrichtung für 
Ausbauasphalt (Asphaltgranulat) ausgerüstet. 
Bei der Herstellung besonderer Mischgutsorten 
wird Asphaltgranulat, bis zu 50% Mengenanteil, 
kalt in den Mischer zugegeben.  
 

Durch die ebenfalls vorhandene Parallelttrommel 
ist die Warmzugabe von bis zu 90% an Asphalt-
granulat möglich.  
 

Die Anlage selbst ist beschränkt auf eine Höchst-
kapazität von 200 t/Std. Die Jahresproduktions-
menge beträgt etwa 100.000 t. 
 

Auf dem Gelände befinden sich Lagerhalden für 
die Zuschlagstoffe (Sand und Splitt). Die Trans-
portwege für die Zu- und Abfahrt bzw. Radlader-
verkehr werden mit einer Asphaltdecke versiegelt 
und regelmäßig gereinigt. Über das ganze Jahr 
hinweg gesammelter Ausbauasphalt (nicht teer-
haltig) in einer Menge von insgesamt 50.000 t wird 
durch eine mobile Brechanlage aufbereitet.  

Skizze zur möglichen Anordnung der Asphaltmischanlage im 
Geltungsbereich Fl.Nr. 1246, Gemarkung Oberergoldsbach 
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Das Asphalt-Mischwerk erfüllt hinsichtlich verfahrenstechnischer als auch umweltschutztechnischer Ge-
sichtspunkte den neuesten Stand der Technik. Mit großer Sorgfalt werden insbesondere technische 
Einrichtungen geplant, die dem effizienten Einsatz der Brennstoffe in der Gesteinstrocknung dienen, 
einen maximalen Wärmeerhalt der Produktkomponenten (Gestein, Bitumen, Ausbauasphalt) und des 
Endprodukts Asphalt gewährleisten und die Emissionen der Anlage insgesamt so weit als möglich re-
duzieren. Aufgrund dessen ist es möglich, die strengen Grenzwerte der Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (TA Luft) sicher einzuhalten.  
Der Bedarf an Asphalt im regionalen Marktgebiet ist ausschlaggebend für die jährliche Produktions-
menge der Mischanlage. Aufgrund der Erfahrung am Standort bisher können wir eine hinreichend ge-
naue Prognose zu den Fahrzeugbewegungen im öffentlichen Verkehrsraum abgeben und Angaben zu 
den durchschnittlichen Betriebszeiten machen. An einem durchschnittlichen Produktionstag ist mit ca. 
30-40 LKW Zu- und Abfahrten zu rechnen. Dies entspricht demselben Fahrverkehr, der auch bisher 
abgewickelt wurde und somit entsteht hier keine erhöhte Belastung für die Nachbarn der Anlage.“ 
 

„Die beantragte tägliche Betriebszeit (Montag bis Freitag) läuft von 6.00 Uhr bis 18.00 Uhr. Die Betriebs-
zeit beläuft sich (im 2-Schicht-Betrieb) von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr. In Ausnahmefällen kann es auch zu 
Arbeiten nachts (von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) kommen. Hierbei wird das vorgemischte Material auf die 
LKWs verladen und abgefahren. Erfahrungsgemäß kommt dies selten vor. 
 
 
 
4.2 Städtebauliche Gründe 
 

Der Markt Ergoldsbach plant eine Ausweisung als Sondergebiet „Asphaltmischanlage“, zur Errichtung 
einer Asphaltmischanlage, in der  aus Mineralstoffen und Bitumen Asphaltmischgut für den Straßenbau 
hergestellt wird. Dieser Standort soll den gegenwärtigen Standort in Unterwattenbach ersetzen, da an 
diesem keine langfristige Standortsicherheit besteht (Verlagerung der Asphaltmischanlage). Es handelt 
sich um den einzigen Standort im Landkreis Landshut. Die nächsten Anlagen befinden sich im Landkreis 
Straubing-Bogen und im Landkreis Freising (bei Moosburg). Im Parallelverfahren wird ein Bebauungs- 
und Grünordnungsplan aufgestellt. Ein sog. BImschG-Verfahren zur Genehmigung folgt dann nach der 
Bauleitplanung in einem gesonderten nächsten Planungsschritt. 
 

Da von der geplanten Anlage schädliche Umwelteinwirkungen insbesondere auf der Wohnnutzung die-
nende Gebiete ausgehen können (sog. Trennungsgebot), bedarf der Standort geeignete Standortfakto-
ren. Aufgrund seiner Lage – mit über 200 m ausreichend entfernt von Wohngebäuden – eignet sich das 
ca. 2,32 ha große Grundstück für die geplante Nutzung und ist verkehrstechnisch sehr gut erschlossen. 
Für die Wahl des geplanten Standorts der Asphaltmischanlage – als Ersatzstandort für den bisherigen 
Standort in Unterwattenbach. Für den neuen Standort Kläham sprechen folgende Faktoren: 
 

- in der Regel Bindung an einen Abbaustandort, d. h. Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete für den 
Rohstoffabbau Kies, hierdurch kurze Wege und Synergien am Abbaustandort, hergestellte Waren 
müssen nicht über weite Transportwege abgefahren werden, sondern werden nur intern im Be-
triebsgelände umgelagert, langfristige Standortsicherung; da die Produktion und Verarbeitung 
am gleichen Standort ist kann flexibel auf Veränderungen in der Nachfrage reagiert werden (Pro-
duktabnahmesicherheit von 25%), 

- bestehende Vorbelastung des Raumes durch Kiesaufbereitungsanlage, Abbau- und Verfülltätig-
keit, sowie Verkehrstrassen / Barrieren (Bahnlinie und  Bundesstraße B 15n) und geplante Gewer-
beflächen gemäß Flächennutzungsplan mit 4,8 ha im Norden unmittelbar angrenzend, 

- Nutzung eines Flurstücks im Außenbereich, das zu einem Drittel bereits als Lagerfläche genutzt wird, 
und mit 1,26 ha sehr kleinflächiger Verlust überdurchschnittlich ertragreichen Böden, 

- Lage im Außenbereich (Trennungsgrundsatz, Abstand mind. 200 m zu Wohngebäuden), 
- raumwirksame Abschirmung nach Westen und Norden durch 10 m breite Eingrünung mit Gehölzen, 
- Förderung der mittelständischen Wirtschaft (Förderung des ortsansässigen Betriebs, hier Siche-

rung der Arbeitsplätze am Abbaustandort bzw. im Marktgemeindegebiet), 
- sehr guter Anschluss an überörtliches Straßenverkehrsnetz über Kreisstraße LA 9, keine Orts-

durchfahrten, keine Beeinträchtigung von Wohngebieten durch Verkehrsbewegungen, nur zwei 
Wohngebäude im Außenbereich unmittelbar an Kreisstraße LA 9 von Fahrtbewegungen betroffen, 

- durch den ausgewählten Standort fallen für den Markt Ergoldsbach keine erhöhten Straßenunterhal-
tungskosten an, da die Asphaltmischanlage über die Kreisstraße LA 9 bzw. die Bundesstraße B15n 
erreichbar ist, 

- Tallage und Lage im Osten der Siedlungsbereich bzw. Wohnstandorte (v. a. günstig bei Westwind), 
- die Asphaltmischanlage stellt sicher, dass lokal stets ausreichend Asphalt zur Verfügung steht, 

wodurch beispielsweise Verzögerungen aufgrund von Engpässen vermieden werden können. 



Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 72 Sondergebiet „Asphaltmischanlage“ Kläham 
Markt Ergoldsbach   Begründung zum Vorentwurf in der Fassung vom 23.11.2023 Seite 7 von 13 

 
 
- die ortsfeste Produktion von Asphalt im Gemeindegebiet kann langfristig Kosten senken, da die Auf-

tragsvergabe an Dritte vermieden wird, 
- Durch die Errichtung der Anlage werden zukünftig neue Arbeitsplätze geschaffen, 
- Weniger und geringere Transportwege führen zu einer Verringerung von CO2-Ausstoß und der Be-

lastung der Straßen, 
- Die ortsnahe Produktionsstätte kann langfristig für den Markt Ergoldsbach in Bezug auf den Wett-

bewerb von Vorteil sein. 
- Die Asphaltmischanlage am Standort Kläham entspricht dem neuesten Standard und erfüllt alle 

Umweltauflagen. 
Im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Dabei 
sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Mög-
lichkeiten der Wiedernutzung von Flächen, Nutzung vorbelasteter Flächen, Nachverdichtung und an-
dere Maßnahmen zu nutzen sowie die Bodenversiegelung auf ein unumgängliches Maß zu beschrän-
ken.  
 
 
 
5. Wesentliche Planungsinhalte 
 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
 

Es wird eine Asphaltmischanlage auf 2,32 ha Fläche konzipiert. Geplant ist ein Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung Asphaltmischanlage nach § 11 BauNVO mit rund 2,0 ha Bau- und Fahrflächen mit 
ergänzenden Lagerhallen. Dies wird in der planlichen Festsetzung 1.1 konkretisiert: 

 

Im Sondergebiet sind Anlagen zur Herstellung von Asphalt (Dosiergeräte, Förderbänder, Trocken-
trommel, Mischturm, Paralleltrommel, Transportkübel, Entstaubungsanlage, Schornstein und Do-
seure), Lagerhalden für die Zuschlagstoffe, mobile Brechanlage, Eigenverbrauchstankstelle mit 
10.000 Liter Lagermenge, Bitumentanks, Verladesilos, Zellstoffsilo, Füllersilos, Kohlenstaubsilo, 
Heizöltank mit 60.000 Liter, Fahrzeugwaage, Lager-, Fahr- und Behandlungsflächen sowie Steuer-
zentrale, Baustofflabor, Werkstatt und Sanitäranlagen zulässig. Zu den unter Ziffer 1.1 definierten 
Nutzungen nach Nummern der 4. BImSchV werden folgende Flächenanteile und Höhe der baulichen 
Anlagen zugelassen. Die Bezugshöhe ist die Höhenkote 434,0 müNN. 
 

Nummer 2.15 lt. 4. BImSchV (= Asphaltmischanlage): Flächenanteil bis max. 25 % (in Prozent von 
Hundert) der zulässigen Grundfläche, Höhe der baulichen Anlagen bis 37,5 m. Die maximal zuläs-
sige Höhe darf ausnahmsweise durch notwendige Betriebsanlagen (z. B. Schornstein) auf maximal 
0,1 % der Grundfläche mit einer maximalen Höhe bis 40 m überschritten werden. 
 

Nummer 8.11.2.4 lt. 4 BImSchV (= mobile Brechanlage): Flächenanteil bis max. 0,5 % (in Prozent 
von Hundert) der zulässigen Grundfläche, einschließlich Siebanlagen, Höhe der Anlagen bis max. 4 
m.  
 

Nummer 8.12.2 lt. 4 BImSchV (= Lagerung, in Hallen und offene Lagerflächen): bauliche Anlagen 
zur zeitweiligen Lagerung, in Hallen mit einem Flächenanteil bis max. 20 % (in Prozent von Hundert) 
der zulässigen Grundfläche. Bei den baulichen Anlagen sind traufseitige Wandhöhen sind bis max. 
8 m Firsthöhen bis max. 12 m zulässig. Als Dachformen sind Flach- und Pultdächer zulässig. Die 
maximal zulässige Lagerkapazität beträgt 60.000 m³ außerhalb der Hallen und umfasst bis max. 60 
% der zulässigen Grundfläche. Lagermieten sind bis zu einer Höhe von max. 10 m zulässig. 
 

Die Lager-, Fahr- und Behandlungsflächen sind so zu gestalten, dass sie jederzeit mit schweren 
Maschinen befahrbar sind. Geeignet sind Befestigungen mit Asphalt- oder Betonoberfläche in Stra-
ßenbauweise. 

 

Ergänzend wird für das Sondergebiet „Asphaltmischanlage Kläham“ ein max. zulässiges Emissionskon-
tingent LEK [dB(A)/m²] Tag von 68 und ein max. zulässiges Emissionskontingent LEK [dB(A)/m²] Nacht 
von 53 definiert, siehe Planliche Festsetzung 15.1 und Textlicher Hinweis 0.7. 
 
 

■ Maß der baulichen Nutzung  
 

Um eine gute landschaftliche Einbindung sicherzustellen, werden die baulichen Anlagen im Sonderge-
biet mittels Baugrenze, Höhe der baulichen Anlagen sowie einer Begrenzung der einzelnen Flächenan-
teile und Grundflächenzahl auf 0,8 festgesetzt. Die Lagerflächen werden auf ein zulässiges Maximal-
maß beschränkt. Lagermieten sind bis zu einer Höhe von 10 m zulässig. Als maximale Lagerkapazität 



Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 72 Sondergebiet „Asphaltmischanlage“ Kläham 
Markt Ergoldsbach   Begründung zum Vorentwurf in der Fassung vom 23.11.2023 Seite 8 von 13 

 
 
außerhalb der auf 20 % der Gesamtfläche zulässigen Lagerhallen (hier Wandhöhe 8 m und Firsthöhe 
12 m) werden auf 60.000 m³ festgesetzt.  
Nach außen wirksam werden die max. 25 % Flächenanteil der Asphaltmischanlage mit der Parallel-
trommel als technisch erforderlichem, höchsten Bauteil. Die baulichen Anlagen werden hier auf max. 
37,5 m begrenzt. Die maximal zulässige Höhe darf ausnahmsweise durch notwendige Betriebsanlagen 
(z. B. Schornstein) auf maximal 0,1 % der Grundfläche mit einer maximalen Höhe bis 40 m überschritten 
werden. Bezugshöhe ist jeweils die Höhenkote 434,0 müNN. 
 
 

■ Einfriedung  
 

Um das Betreten durch Unbefugte auszuschließen ist um das Gelände der Asphaltmischmischanlage, 
idealerweise an der Innenseite der privaten Randeingrünung (vgl. planliche Festsetzung 13.1 und 13.2) 
und im Bereich der Zufahrt an der Ostgrenze des Geltungsbereichs eine Einfriedung geplant. Als Art 
der Einfriedung ist ein Maschendrahtzaun aus verzinktem Maschendraht mit Stahlrohr oder T-Eisensäu-
len mit einer Mindesthöhe von 2 m zulässig. Im Bereich der Einfahrt kann ein verschließbares Tor an-
gebracht werden. Ein Abstand von mind. 0,15 m zur Geländeoberfläche sichert die Durchgängigkeit für 
Kleinsäuger. 
 
 
 
5.2 Erschließung 
 

Die Erschließung des Geltungsbereichs erfolgt über die am Ostrand bestehende und bereits weiter 
nördlich im Bereich der Einmündung in die Talstraße asphaltierte Zu- und Abfahrt zum Kiesabbau und 
zur Kiesaufbereitungsanlage auf dem öffentlichen Feldweg, Fl.Nr. 1243 (wassergebundener Belag).  
 
 
 
5.3 Grünordnerische Aspekte und Aspekte des Artenschutzes 
 

Ziel der grünordnerischen Festsetzungen ist eine möglichst gute Einbindung der Asphaltmischanlage in 
die Landschaft und eine Abschirmung nach außen hin. Südlich angrenzend bestehen raumwirksame 
Gehölze, hier die Randbereiche eines ehemaligen Hangwaldes. Vom artenarmen Extensiv-Grünland 
(G 211) am Südrand bleibt knapp die Hälfte erhalten und sichert einen 5 m breiten Pufferstreifen am 
Grabenlauf (vgl. planliche Festsetzung 13.1).  
 

Eine 10 m breite Randeingrünung mit flächiger Gehölzbepflanzung (vgl. planliche Festsetzung 13.2) ist 
auf den bis zu 5 m hohen Böschungen am Nord- und Westrand vorgesehen, die durch die Abgrabung 
der Betriebsfläche auf eine Höhenlage von 435,0 im Westen entstehen.  
Auf den Böschungen wird langfristig eine raumwirksame Gehölzstruktur entstehen, die zumindest die 
unteren Teile der Anlage verdecken wird. Der Aufwuchs von Weiden und anderen Gehölzen ist gezielt 
zu fördern. Diese private Randeingrünung wird als interne Ausgleichsmaßnahme herangezogen. 
 

Der verbleibende Ausgleichsbedarf (34.808 WP) erfolgt dann auf externen Flächen im Abbaugebiet und 
ist im weiteren Verfahren nachzuweisen, sieh textlicher Hinweis 0.5. 
 

Der Oberbodenabtrag im gesamten Geltungsbereich ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG nur außerhalb 
der Vogelbrutzeit von Anfang Oktober bis Ende Februar zulässig. Dies gilt zwingend. Somit kann den 
artenschutzrechtlichen Gesichtspunkten, hier v. a. für die drei Vogelarten Kornweihe, Wiesenweihe und 
Rohrweihe Rechnung getragen werden. 
 
 
■ Flächenversiegelung und Versickerung 
 

Die Lager-, Fahr- und Behandlungsflächen sind so zu gestalten, dass sie jederzeit mit schweren Ma-
schinen befahrbar sind. Geeignet sind Befestigungen mit Asphalt- oder Betonoberfläche in Straßenbau-
weise (sieh textliche Festsetzung 0.1.2.2). 
 

Standflächen und Lagerflächen für wassergefährdende Stoffe sind der Lagerverordnung entsprechend 
zu gestalten und zu entwässern (keine Versickerung). 
 

Grundsätzlich ist – sofern unbelastet – eine Versickerung über den bewachsenen Bodenfilter in den 
randlichen Grünflächen vorzusehen (siehe textliche Festsetzung 0.1.5.1). 
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6. Umweltbericht nach § 2a und  
 ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz nach § 1a BauGB  
 

Der als Anlage beigefügte Umweltbericht nach § 2a BauGB ist Bestandteil dieser Begründung. Er ent-
hält detaillierte Aussagen zu den übergeordneten Planungsvorgaben, der Bestandssituation und deren 
Bewertung sowie die Auseinandersetzung mit Standortalternativen im Gemeindegebiet. Für den Be-
bauungsplan maßgeblich sind hierbei v. a. die Kapitel 3, 4, 6.2 und 9. 
 

Die Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung nach § 1a BauGB erfolgt gemäß der Ma-
thodik nach dem neuen Leitfaden „Bauen in Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung 
in der Bauleitplanung. – Ein Leitfaden“.  – Bayerisches Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Ver-
kehr, München. Einführung durch Schreiben vom 15. Dezember 2021. 
 

Der Flächenansatz berechnet sich abzüglich der Flächen, in denen kein Eingriff stattfindet bzw. keine 
Mehrung des Baurechts nach § 1a BauGB entsteht. Somit ist der gesamte Geltungsbereich mit 
23.200 m² anzusetzen, abzüglich der Fläche des Feldweges mit 37 m² und dem bestehenden Graben-
lauf mit 28 m². Weiterhin werden 703 m² des artenarmen-Extensiv- Grünlandes (G 211) erhalten. Somit 
ergibt sich ein Kompensationsbedarf von  
 

8.456 m² (O 641) + 12.600 m² (A 11) + 768 m² (K 11) = 21.824 m²     x 3 WP x 0,8   = 52.378 WP 
608 m² (G 211)     x 8 WP x 0,8   =   3.891 WP 

gesamt 56.269 WP 
 

Ein Planungsfaktor wird mit minus 5 % in Absatz gebracht, das heißt  abzüglich  – 2.813 WP 

ergibt 53.456 WP 
 

Berücksichtigung der privaten Randeingrünung mit Planzeichen 13.2 Code V 52 
(siehe auch Kapitel Tabelle Seite 15) Ansatz 3.108 m² x 6 WP   abzüglich 18.648 WP 

     gesamt 34.808 WP 
 

Bei im Mittel 6 WP Aufwertbarkeit besteht der Bedarf einer externen Ausgleichsfläche von 5.801 m².  
 
 

Besondere kumulative negative Wirkungen des Standortes in Bezug auf die im Raum gegebenen 
Vorbelastungen durch die vorhandenen Verkehrs-Trassen (v. a. Bahnlinie und B 15n) und den Ab-
baustandort Kläham (Kiesabbau, Verfüllung, Kieswerk, Fahrtbewegungen) , v. a. durch Lärm, sowie 
besondere Wechselwirkungen, die nicht bereits mit der Untersuchung der einzelnen Schutzgüter er-
fasst wurden, haben sich nicht ergeben. Es sind keine negativen Auswirkungen auf die Biodiversi-
tät zu erwarten.  
Unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf alle Schutzgüter und der gegebenen Ausgleichsmöglich-
keiten sind die Auswirkungen die Festsetzungen im Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 72 Sonder-
gebiet „Asphaltmischanlage Kläham“ insgesamt als mäßig und die geplanten Maßnahmen als umwelt-
verträglich einzustufen. 
Die Festsetzungen im Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 72 Sondergebiet „Asphaltmischanlage 
Kläham“ wurden einer Umweltprüfung nach § 2a BauGB gemäß der in § 1 Abs. 6 Satz 7 BauGB aufge-
führten Schutzgüter und Kriterien unterzogen. Die Festsetzungen im Bebauungs- und Grünordnungs-
plan Nr. 72 wurden im Einzelnen bezüglich ihrer Auswirkungen auf die Umwelt beurteilt. Die Ergebnisse 
sind im vorliegenden Umweltbericht enthalten. Es wurden, insgesamt betrachtet, keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen festgestellt. Insgesamt ist Bauleitplanung am vorgesehenen Standort 
aufgrund des Untersuchungsrahmens des Umweltberichts als umweltverträglich zu beurteilen. 
- Die entstehenden Eingriffe in Natur und Landschaft sind auszugleichen. 
- Die Gestaltung der baulichen Anlagen ist möglichst landschaftsverträglich auszuführen. 
- Die Gebäude, Anlagen, Betriebseinrichtungen sowie Ver- und Entsorgungseinrichtungen und stra-

ßenseitige Erschließungen sind so zu bauen und zu betreiben, dass vermeidbare Belastungen des 
Wohnumfeldes und der Umwelt unterbleiben. 

Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch die Festsetzungen im Bebauungs- und Grün-
ordnungsplan Nr. 72 Sondergebiet „Asphaltmischanlage Kläham“ des Marktes Ergoldsbach sind un-
ter diesen Bedingungen nicht gegeben. 
 
 
 
7. Hydrogeologie und Wasserwirtschaft 
 

Im Geltungsbereich und dessen näheren Umfeld sind weder Still- noch Fließgewässer III. Ordnung. Der 
Grabenlauf am Südrand fällt zeitweise trocken. Ebenfalls bestehen keine Wasserschutzgebiete. Das 
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nächstgelegene Vorranggebiet für Wasserversorgung liegt ca.5 km nördlich. Es ist ein Grundwasserflu-
rabstand von mindestens 20 m gegeben.  
 

In Bereichen, in denen betriebsbedingte Verunreinigungen des Niederschlagswassers nicht zu erwarten 
sind, kann über eine geeignete Oberbodenschicht flächig versickert werden. Verunreinigtes Nieder-
schlagswasser ist zu sammeln und einer Abwasserreinigungsanlage zuzuführen. 
 

Aufgrund der Nutzung als Lagerfläche und der notwendigen Fahrflächen ist ein hoher Befestigungsgrad 
zu erwarten (GRZ 0,8, siehe Planzericvhen . In Teilen des Geltungsbereichs ergibt sich aus der Art des 
zu lagernden Materials und der gegebenenfalls bestehenden Stoffbelastung das Erfordernis einer was-
serundurchlässigen Befestigung. Hierfür wird auf Bebauungsplan-Ebene ein Flächenanteil für Lager-
hallen mit maximal 20 % vorgesehen. 
 
 
 
8.  Ver- und Entsorgung 
 

Trink- und Brauchwasser 
Die Wasserversorgung wird durch den Zweckverband zur Wasserversorgung Rottenburg gewährleistet. 
Eine Vereinbarung zwischen dem Wasserzweckverband Rottenburg und dem Betreiber der Asphalt-
mischanlage ist zu treffen. 

 

Elektrizität  
Die Versorgung mit elektrischer Energie wird im Umfeld (Kiesaufbereitungsanlage) durch die Bayern-
werk Netz GmbH durchgeführt. Im Nordosten sind bereits Leitungen vorhanden.  
Je nach Leistungsbedarf können die Errichtung neuer Transformatorenstationen im Planungsbereich 
sowie das Verlegen zusätzlicher Kabel erforderlich werden. 
Auf die einschlägigen Richtlinien, u. a. das “Merkblatt zum Schutz der Verteilungsanlagen“ und die “Si-
cherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, Gas- und Freileitungen“ wird hingewiesen. 
 

Gasversorgung 
entfällt 
 

Fernwärme  
entfällt 
 

Fernmeldeanlagen 
Bauliche Anlagen der Deutschen Telekom AG sind im Planungsgebiet bisher nicht vorhanden. 
 

Abwasserbeseitigung 
Nicht verunreinigtes gesammeltes Niederschlagswasser von Fahr- und Lagerflächen wird vor Ort 
ohne technische Vorkehrungen flächig versickert. Hier wird die flächige Versickerung in Mulden über 
den bewachsenen Bodenfilter in den randlichen Grünflächen vorgesehen. 
Aufgrund der Art des Lagermaterials sind in Teilen des Geltungsbereichs betriebsbedingt Verunreini-
gungen des anfallenden Niederschlagswassers zu erwarten. Dieses Niederschlagswasser ist über ei-
nen Abwasserkanal einer Abwasserreinigungsanlage zuzuführen. 
 

Abfallbeseitigung 
Die Müllbeseitigung erfolgt über den Landkreis Landshut durch die Firma Heinz aus Moosburg. 
 

Reststoffe, die aufgrund der Belastung oder der Materialität nicht recycelt werden können, werden fach-
gerecht einer Deponie oder Müllbeseitigung zugeführt. 
 
 
 
9. Immissionsschutz 
 

Im Rahmen der Machbarkeits-Untersuchung bzw. Immissionsschutz-Untersuchung zur geplanten Auf-
stellung des Bebauungsplanes „Sondergebiet Asphaltmischanlage Kläham“ der Marktgemeinde Er-
goldsbach, Lärmschutz, Luftreinhaltung und Geruchsimmissionen, Auftrags-Nr. 3692461, TÜV SÜD In-
dustrie Service GmbH, Westendstraße 199, 80686 München, 16.01.2023, wurde die grundsätzliche 
Möglichkeit der Ansiedlung bzw. der Realisierung einer Asphaltmischanlage am geplanten Standort un-
tersucht. In diesem Zusammenhang sind aus fachtechnischer Sicht Aspekte des Lärm-schutzes und 
der Luftreinhaltung einschließlich möglicher Geruchsimmissionen zu behandeln, im Einzelnen sind dies:  
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- Dimensionierung von höchstzulässigen Geräuschemissionen in Form von Emissionskontingenten 

LEK (immissionswirksame, flächenbezogene Schallleistungspegel - „IFSP“) für das Plangebiet und 
der hiermit im Einwirkbereich (Ortsbebauung von Kläham) an den maßgeblichen Immissionsorten 
korrelierenden Geräuschimmissionen.  

 

- Ermittlung der im Einwirkbereich zu erwartenden Geräuschimmissionen durch den möglichen Be-
trieb einer Asphaltmischanlage.  

 

- Schadstoffeinwirkungen im Einwirkbereich in Kläham außerhalb des Plangebietes.  
 

- Geruchseinwirkungen im Einwirkbereich in Kläham außerhalb des Plangebietes. 
 

Zusammengefasst wurden dabei folgende Ergebnisse erarbeitet: 
- Der Betrieb einer Asphaltmischanlage erscheint am geplanten Standort aus schalltechnischer Sicht 

und auch aus Sicht der Luftreinhaltung grundsätzlich machbar und realisierbar.  
 

- Verursacht durch die Geräuschimmissionen einer Asphaltmischanlage können an den maßgebli-
chen Immissionsorten am Ortsrand von Kläham jeweils um 6 dB(A) unter den Immissionsrichtwerten 
der TA Lärm liegende Immissionsrichtwertanteile eingehalten werden, diese Pegel tragen im Sinne 
des Textes der TA Lärm nicht relevant zum Gesamtpegel bei.  

 

- Mit diesen Immissionsrichtwertanteilen korrelieren für das Plangebiet Emissionskontingente LEK in 
Höhe von tagsüber 68 dB(A) und nachts 53 dB(A). Diese werden mit Planlicher Festsetzung 15.1 
definiert und im Textlichem Hinweis 0.7 konkreteisiert. 

 

- Die Gesamtzusatzbelastung durch eine geplante Asphaltmischanlage mit Nebeneinrichtungen un-
terschreitet an allen relevanten Immissionsorten den Irrelevanzwert gemäß Nr. 3.3 des Anhangs 7 
TA Luft von 2 % (0,02).  

 

- Erhebliche Belästigungen im Sinne des § 3 Abs. 1 BImSchG durch Geruchsimmissionen sind durch 
eine geplante Asphaltmischanlage nicht zu erwarten.  

 

- Detailbetrachtungen können im Rahmen der Gutachtenserstellung für das immissionsschutzrechtli-
che Genehmigungsverfahren angestellt werden. 

 

Somit sind alle auf der Ebene der Bauleitplanung sinnvollen Vorkehrungen getroffen, um die Nachbar-
schaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch anlagebedingte Geräusche und Gerüche (Luftrein-
haltung) im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu schützen.  
 
 
 
10.  Nachrichtliche Übernahmen 
 

Strom- und Gasleitungen 
Strom- und Gasleitungen bestehen im Geltungsbereich nicht. Die Gasleitung parallel der B 15n befindet 
sich in 380 m Entfernung im Osten. Eine 220 kV-Freileitungen verläuft im Süden in 200 m Entfernung.  
 
 

Altlasten 
Im Planungsgebiet sind keine Altlasten bekannt. Das Altlastenkataster wurde nicht ausgewertet.  
 
 

Denkmalschutz 
Im Geltungsbereich liegen keine Bau- und Bodendenkmäler. Sollten bei den Bauarbeiten Bodendenk-
mäler bzw. Keramik-, Metall-, oder Knochenfunde angetroffen werden, so ist dies umgehend dem Land-
ratsamt oder dem Landesamt für Denkmalpflege zu melden (siehe dazu Art. 8 DSchG untenstehend). 
 

Art. 8 DSchG Auffinden von Bodendenkmälern 
 

1) 1 Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. 2 Zur Anzeige verpflichtet sind auch der 
Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die 
zu dem Fund geführt haben. 3 Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 4 Nimmt der 
Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so 
wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
 

(2) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vor-
her freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  
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11. Flächenbilanzen  
 

Tabelle 1 Flächenbilanz Ausgangszustand (auch für Anwendung der Eingriffsregelung, s. S. 11) 
 

Ausgangszustand im Geltungsbereich  
des Bebauungs- und Grünordnungsplans Nr. 72 Sonderge-
biet „Asphaltmischanlage Kläham“  
mit Codes und Wertpunkten (= WP) gemäß BayKompV * 

Ansatz ** 
WP laut 

Leitfaden  
Fläche in m² in % 

bestehende Lager- und Betriebsflächen (O 641)  1 WP 
 

3 WP 8.456 36,4 

landwirtschaftliche Nutzfläche Acker (A 11)  2 WP 
 

3 WP 12.600 54,3 

eutrophe Gras und Hochstaudenflur (K 11)  4 WP 
 

3 WP 768 3,3 

 

artenarmes Extensiv-Grünland, hiervon: (G 211)  6 WP 
 

703 m² als mind. 5 m breiter Streifen bleiben erhalten, 
608 m² werden überbaut bzw. beseitigt 
 

 
-.- 

8 WP 
1.311 5,7 

Feldweg, Straßenverkehrsfläche, öffentlich (V 32)  1 WP 
 

-.- 37 0,2 

Grabenlauf, zeitweilig trockenfallend (F 212) 10 WP 
 

-.- 28 0,1 

Geltungsbereich 
 

23.200 m² 100,0 

 

* Verordnung über die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft (Bayerische Kompen-
sationsverordnung – BayKompV). – Bayerische Staatsregierung, 07. August 2013. 

 

** Bauen in Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung. – Ein 
Leitfaden – Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, München. Einführung 
durch Schreiben vom 15. Dezember 2021. 

 
 
 

■Tabelle 2 Flächenbilanz nach zeichnerischen Festsetzungen 
 

Zeichnerische Festsetzung im Bebauungs- und Grünord-
nungsplan  
Nr. 72 Sondergebiet „Asphaltmischanlage Kläham“ 

Ansatz * 
WP laut 

BayKompV 
Fläche in m² in % 

Umgriff Baugrenze (Anlagenfläche, Hallen, Lager-, Fahr- 
und Behandlungsflächen) 

0 18.874 81,4 

Erschließungsfläche, privat 0 450 1,9 

 

private Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
cher und sonstigen Bepflanzungen - magere Grasfluren – 
Herstellen von Magerwiesen               (= Erhalt siehe oben) 
 

-.- 703 3,0 

 

private Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
chern (Ansatz V 52 mit timelag, daher 7 WP abzgl. 1 WP) 
resultierender Kompensationsumfang 18.648 WP 
 

6 WP 3.108 13,4 

Straßenverkehrsfläche, öffentlich 0 37 0,2 

Grabenlauf, zeitweilig trockenfallend -.- 28 0,1 

Geltungsbereich  23.200 m² 100,0 

 

*  Verordnung über die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft (Bayerische Kompen-
sationsverordnung – BayKompV). – Bayerische Staatsregierung, 07. August 2013.  
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RECHTSGRUNDLAGEN 

 
 Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 

geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 6). 
 
 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – BauNVO) i. d. 

F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBI. 
2023 I Nr. 6) geändert worden ist. 

 
 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Darstellung des Planinhalts (Plan-

zeichenverordnung 1990 – PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58) geändert durch Art. 3 
des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I. S. 1802). 

 
 Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl 

2007, S. 588), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 10.02.2023 (GVBI. S. 22). 
 
 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl 

1998, S. 796), die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 09.12.2022 (GVBI. S.674) geändert worden 
ist. 

 
 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) – vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Ar-

tikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 geändert worden ist. 
 
 Gesetz über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur – 

Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG) – vom 23. Februar.2011 (GVBl, S. 82), das zuletzt 
durch Gesetz vom 23.12.2022 (GVBI. S. 723) geändert worden ist. 

 
 Gesetz über die Umweltverträglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung 18. März 2021 

(BGBl. I S. 540), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert 
worden ist. 
 

 Bauen in Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung. – Ein 
Leitfaden – Bayerisches Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr, München. Einführung 
durch Schreiben vom 15. Dezember 2021. 
 

 Verordnung über die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft (Bayerische Kompensa-
tionsverordnung – BayKompV). – Bayerische Staatsregierung, 07. August 2013. 

 
 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Darstellung des Planinhalts (Plan-

zeichenverordnung 1990 – PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Art. 
3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I. S. 1802) geändert worden ist. 

 
 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler (BayRS IV, S. 354), das zuletzt durch § 7 des 

Gesetzes vom 10.03.2023 (GVBI. S. 91) geändert worden ist. 
 


